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Endurteil

l. Auf die Berufung der Beklagten wird das Ehdurteil des Landgerichts

Nürnberg-Fürth vom 21. Juli 2016 abgeändert..

II. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin ' € nebst Zinsen

hieraus in Höhe von 8 Prozentpünkten über dem jeweiligen Basiszins-

• satz seit 31. Oktober 2015 zu zahlen.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

. III. Die weitergehende Berufung der Beklagten Wird zurückgewiesen.

IV., Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die

Klägerin 33 % und die Beklagte 67 %.

V. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Beide Parteien können die Voll-

streckung durch. Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des zu voll-

streckenden Betrags abwenden, wenn.nicht die vollstreckende Partei

vor der Vollstreckung Sicherheit in. gleicher Höhe leistet.

Beschluss

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf' € festgesetzt.



Gründe:

Die Parteien streiten über die Höhe derVergütung für Strom, der aus der.Photo-

voltaikanlage der Klägerin in das Netz der Beklagten eingespeist wird. ,

Die Klägerin errichtete auf dem Firmengelände

Flurstück Nr. eingetragen im Grundbuch von • auf

einem Hallendach- eine Photovoltaikanlage m.it einer Nennleistung von 647,89

kWp. Die Klägerin nahm die Anlage am 30. Juni'2010 in Betrieb (in Anlage

gelb markiert). • .

Auf dem Firmengelände Flurstück Nr und

eingetragen im Grundbuch von befindet sich auf

dem Dach einer anderen Halle eine weitere Photovoltaikanlage mit einer Nenn-

leistung von 1.084 kWp, die seit Dezember 2009 vom Geschäftsführer der Kläge-

rin betrieben wird(in Anlage ' orange markiert).

Beide Grundstücke gehören zu einer Gewerbefläche der Firma

Die'Gewerbefläche im Eigentum der

wird durch eine Straße mit Wendehammer ge-

trennt. Eigentümerin dieser Flurstücke ist die Stadt

Die Beklagte berechnete die Einspeisevergütung für den von der Klägerin produ-

zierten Strom im Zeitraum von Juni 2010 bis 31. Dezember 2014 unter fiktiver

Zusammenrechnung mit der eingespeisten Strommenge aus der Phöfovoltaikan-

läge (im Folgenden nur PV) des Geschäftsführers Ohne Berücksichtigung

der Einspeisemenge aus der PV ihres Geschäftsführers würde der Klägerin eine

höhere Einspeisevergütung zustehen, insgesamt für den Zeitraum von Juni 2010

bis 31. Dezember 2014 ein Mehrbetrag von ' ' €. Davon entfielen auf

das Jahr 2010 € /- € zzgl. MwSt.) und auf das Jahr 2011

K/ ezzgl.MwSt).

Im Berufungsverfahren stellten die Parteien unstreitig, dass die Beklagte keine

Abschlagzahlungen an die Klägerin leistet. Die von der Klägerin eingespeiste



Strommenge wird monatlich durch Fernablesung jeweils am 2. oder 3, des Fol-

gemonats ermittelt und die Beklagte erstellt jeweils zum 15. eines Folgemonats

die Abrechnung.' .

Die Beklagte beruft sich darauf, das.s sie nach § 1'9 Abs. 1 EEG in der Fassung

vom 25, Oktober 2008 (im Folgenden: EEG 2009) zur fiktiven Zusammenrech-

nung der Strommengen aus beiden PV-berechtigt gewesen sei. Sie hä|t auch für

die ab 1, Januar 2015 an die Klägerin zu zahlende Einspeisevergütung an ihrer

Rechtsauffässung fest.

Die tatsächlichen Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 Satz ,1 Nr. 2 bis 4 EEG

(2009) sind unstreitig gegeben. Beide Anlagen liefern Strom aus gleichartigen

erneuerbaren Energien, die Vergütung ist abhängig von .der Leistung und beide

Anlagen wurden auch innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermona-

ten in Betrieb gesetzt. Uneinigkeit herrscht zwischen den' Parteien nur darüber,

ob sich beide PV „auf demselben Grundstück" oder „sonst in unmittelbarer räum-

licher Nähe befinden". •

Die Klägerin ist der Meinung, die Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1.

EEG (2009) seien nicht erfüllt, und verfolgt mit ihrer beim Landgericht am 22.

Dezemb.er 2015 eingereichten Klage.den Ansp'ruch auf die Mehrvergütung für

den Zeitraum Juni 2010 bis Ende 2014, die ihr o.hne eine fiktive Zusammenrech-

nung zustehen würde.-Sie beantragte in erster Instanz, die Beklagte zur Zahlung

von ' € nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basis-

zinssatz seit 31. Oktober 2015 zu verurteilen. Weiter forderte die Klägerin in ers-

ter Instanz noch die Erstattung von Rechtsanwaltshonorar in Höhe von

€ nebst Zinsen. . • . ••

Die Beklagte ist der Auffassung, beide PV befänden sich auf einem Grundstück,

zumindest aber in „unmittelbarer räumlicher Nähe" im Sinne von § 19 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1 EEG (2009). Gegen die Forderungen der Klägerin für die Jahre 2010

und 2011 hat sie die Einrede der Verjährung erhoben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Parteivorbringens und der erstinstanzlich

gestellten Klageanträge wird auf die ausführliche Darstellung im Tatbestand des

angefochtenen-Urteils Bezug genommen (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 ZPO). .



Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Zahlung von 198.231,82 € nebst

.Zinsen hieraus in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit

31. Oktober 2015. Soweit die'Klägerin darüber hinaus in erster Instanz die Erstat-

fung vprgerichtlicherAnwaltskosten forderte, wies das Landgericht die Klage ab.

Das Landgericht folgte zur Höhe der Einspeisevergütung der Rechtsauffassung

^ der Klägerin. Auch sei die Klageforderung nicht verjährt. Die Verjährung der An-

Sprüche für 2010 sei durch Verhandlungen der Parteien 20.11 gehemmt gewe-
I-

sen, die Ansprüche für 2011 seien bei Einreichung der Klage im Dezember 2015

auch ohne zwischenzeitliche Hemmung noch nicht verjährt gewesen.

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Berufung • eingelegt. Sie hält an ihrer

Rechtsauffassung zur Höhe der Einspeisevergütung und an ihrer Einrede der

Verjährung fest. • •

Die Beklagte vertritt weiterhin die Auffassung, dass sich beide PV auf „demsel-

ben Grundstück" im Sinne von § 19 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 EEG (2009) befinden

würden. Maßgeblich sei ein „wirtschaftlicher" Grundstücksbegri.ff. Es reiche aus,

wenn die Flurstücke - wie hier - zu einem einheitlichen Zweck zusammengefasst

und gewidmet seien. Beide Flürstücke seien Teil eines einheitlichen Gewerbege-

bietes, das von einem Unternehmenskonglomerat zu einem einheitlichen Be-

triehszweck genutzt werde. Das gesamte Gelände sei einheitlich eingezäunt.

Zumindest sei aber davon auszugeben, dass sich die Grundstücke nach § 19

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt 2 EEG (2009) „sonst in unmittelbarer Nähe" befinden.

Diese Alternative sei. im wörtlichen Sinne zu verstehen und meine eine geringe

räumliche Entfernung. Dies sei jedenfalls bei benachbarten Grundstücken der

Fall, oder bei einer Entfernung von bis zum 500 Metern. Zudem spreche auch.

der Wortlaut des § 24 Abs. 1 Nr. 1 EEG (2017) für ihre Auffassung. Mit der Neu-

regelung zur fiktiven Zusammenrechnung von Anlagen habe der Gesetzgeber

klargestellt, dass eine räumliche Nähe auch bestehe, wenn sich die betroffenen

Anlagen auf „demselben Betriebsgelände" befinden.

Zur Verjährung bestreitet die Beklagte, dass zwischen den Parteien Verhandlun-

gen über die Höhe der Vergütung geführt worden seien. Sie habe die.

(Mehr-)Forderungen der Klägerin von Anfang an zurückgewiesen,
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Die Beklagte beantragt, , . •

das Endurteil des Landgerichts abzuändern und die Klage abzuwei-

sen, hilfsweise, die Revision zuzulassen.

Die Klägerin beantragt, •

die Berufung zurückzuweisen.

Die Klägerin verteidigt das. angefochtene Urteil, Sie behauptet, dass zwischen

den Anlagenbetreibern kein Splitting für eine Vergütungsschwelle vorgenommen

worden sei. Sie weist insbesondere darauf hin, dass die Flächen beider Halten-

dächer jeweils vollständig für den Betrieb einer PV genutzt worden seien. Für

jede Anlage sei auch ein separater Netzansc.hluss vorhanden und der Strom

.werde über'unterschiedliche.Verknüpfungspünkte in das Netz der Beklagten ein-

gespeist. •

In Bezug 'auf die Neuregelung des § 24 EEG (2017) bezweifelt sie, dass sich

beide Anlagen auf „demselben Betriebsgelände" befinden würden. Die Flurstücke

seien räumlich getrennt und würden auch unterschiedlich genutzt. Sie nutze ihre

Fläche für die Produktion und Verarbeitung, während die andere Fläche für Lo-

gistik und als Parkfläche der diene.

• Die zulässige Berufung der Beklagten ist teilweise begründet. .

Der Senat teilt zwar die Auffassung des Landgerichts, dass der Klägerin grund-

sätzlich die geltend gemachte höhere Einspeisevergütung zustehe. Allerdings

sind die Ansprüche der Klägerin auf Mehrvergütung für Juni 2010 bis ein-

schließlich November 2011 in Höhe vor, € (£ ' € zzgl. MwSt.)

verjährt und damit nicht mehr durchsetzbar. Zudem kann die Klägerin auf ihre

•begründeten Forderungen nur Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten

über dem Basiszinssatz verlangen, statt der vom Landgericht zugesprochenen

9 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

1. Zur Höhe der Einspeisevergütung:, ,

a) Der Senat teilt die Auffassung des Landgerichts, dass § 19 Abs. 1 EEG in

der Fassung vom 25.10.2008 (EEG 2009) für die Hohe der geschuldeten Ein-
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Ispeisevergütung der Jahre 2010 bis 2014 maßgeblich ist und dass es sich bei

'beiden PV nicht um eine einheitliche Anlage im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1 EEG

(2009) .handelt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die zutreffenden

•Ausführungen im angefochtenen Urteil Bezug genommen. Auch die Beklagte

: stellt nicht in Frage, dass allenfalls die Möglichkeit einer fiktiven Zusammen-

! rechnung nach § 19 Abs. 1 EEG (2009) besteht.

' b) Zusammenrechnung nach § 19 Abs. 1 EEG (2009):

Zwischen den Parteien ist das Vorliegen der tatsächlichen Voraussetzungen des

§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 EEG (2009) unstreitig. Zu entscheiden bleibt daher

nur, ob beide PV auf „einem Grundstück" im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

Alt 1.EEG (2009) betrieben werden oder sich im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 Alt 2 EEG (2009) „sonst in unmittelbarer Nähe befinden".

aa) „Grundstück" im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. EEG (2009)

Die beiden PV befinden sich nicht auf demselben Grundstück im Sinne von §;19

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt 1 EEG (2009).

(1) Unter einem Grundstück im Sinne von § 1.9 Abs. 1 Satz 1 .Nr. 1 Alt 1 EEG

(2009) ist auch nach Meinung des Senats ein Grundstück im Rechtssinne zu

verstehen, damit ein räumlich abgegrenzter Teil der Erdoberfläche, der im Be-

standsverzeichnis eines Grundbuchblatts ohne Rücksicht auf die Art seiner Nut-

zung unter einer besonderen Nummer eingetragen ist(vgl..BGH v. 19. Dezember

1967, V BLw 24/67, Rn 20 - juris = BGHZ 49, 145 ff., betreffend den Grund-

stücksbegriff im Grundstücksverkehrsgesetz). Dieser Begriff des Grundstücks ist

im bürgerlichen Recht und im Grundbuchrecht allgemein anerkannt (vgl.'Nachw.

bei BGH aaO). Wollte der Gesetzgeber davon abweichend für die Vergütungsan-

Sprüche des Anlagenbetreibers einen wirtschaftlichen Grundstücksbegriff in § 19

EEG (2009) einführen, wäre daher zu erwarten, dass ein entsprechender Wille

.im Gesetz.aych klar zum Ausdruck: käme, zumal Anlagenbetreiber bei ihrer In-

vestitionsentscheidung Rechtssicherheit zur Höhe .der Einspeisevergütung erwar-

ten dürfen. § 3 EEG (2009) enthält jedoch keine (abweichende) Bestimmung des

Begriffs „Grundstück". Auch § 19. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt 2 EEG (2009) spricht

dafür, dass ein Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne erfasst werden sollte,
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denn diese Regelung liefe bei einem wirtschaftlichen Grundstüäksbegriff weitge-

ihend leer.

;Die Auffassung, dass § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG (2009) ein Grundstück im

iRechtssinne meint, steht auch in Einklang mit der- soweit ersichtlich - einhelli-

gen Meinung in Rechtsprechung und Literatur (siehe Nachweise im angefochte-

nen Urteil auf S. 7; weitere Nachweise bei OLG Naumburg v. 18. Dezember

2014, 2 U 53/14, Rn 32 -juris). Auch die Clearingstelle EEG, eine neutrale Ein-

richtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG, stellt in

ihren Empfehlungen auf den Begriff des Grundstücks im Rechtssinne ab (z. B.

Empfehlung v. 14. April 2009„Az. 2008/49, S. 38 -Anlage ' ; Empfehlung v. 27.

Juli 2016, Az. 2015/43 -Anlage ;

(2) Der Senat hat aus den unter (1) dargelegten Gründen auch Bedenken, den

Grundstücksbegriff des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG (2009) mit Rücksicht auf

den Zweck der Regelung im Ausnahmefall über eine wirtschaftliche Betrach-

tungsweise. auszudehnen.

Zwar wird vertreten, dass in eng. begrenzten Ausnahmefällen .auf einen wirt-

schaftlichen Grundstücksbegriff zurückzugreifen sei. Nach der wirtschaftlichen

Grundstücksdefinition ist ein Grundstück eine Bodenfläche, die für sich genom-

men eine wirtschaftliche Einheit bildet (z.B. BGH aaO; Empfehlung der Clearing-

stelle EEG v. 27. Juli 2016 aaO; allerdings lehnt der Bundesgerichtshof einen

wirtschaftlichen Grundstücksbegriff. jedenfalls für das Grundstücksverkehrsgesetz

ab). . , . -

So vertritt das Oberlandesgericht Koblenz (Urteil v. 17. Dezember-2015, 2 U

268/14, Rn. 27 -juris) die Auffassung, dass der Begriff des Grundstücks im'wirt-

schaftlichen Sinne zugrunde zu legen sei, falls der Zweck der Regelung des § 19

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG, das sogenannte Anlagensplitting zu verhindern, bei

Anwendung des gründbu.chrechtlichen Grundstücksbegriffs gröblich verfehlt wür-

de. Ähnlich argumentiert die Clearingstelle EEG (z.B. ausführliche Darstellung in

der Empfehlung v. 14. April 2009 ab S. 23, so auch Empfehlung vom 27. Juli

2016 Rn, 17 ff.-Anlage l ' i). Wenn der Zweck des Gesetzes, nämlich die Um-

gehung derfürdieVergütungshöhe geltenden Leistungsschwellen.durch Auftei-



ilung in kleinere Einheiten zu verhindern, handgreiflich verfehlt würde, soll aus-

Inahmsweise vom wirtschaftlichen Grundstücksbegriff auszugeben sein.

Einer Entscheidung des Senats darüber, ob der Zweck des § 19 EEG (2009) im

i^Ausnahmefall eine Ausdehnung des Grundstücksbegriffs gebietet, bedarf es hjer

• aber nicht.

'(a) Zum einen fehlen ausreichende Anhaltspunkte, die für eine gezielte Umge-

hungwn Vergütungsschwellen sprechen würden. Allein die räumliche Situation -

die PV befinden sich auf nahegelegenen Grundstücken - und der Umstand, dass

: beide Grundstücke derselben Person gehören, .rechtfertigen noch nicht den

Rückschluss auf eine gezielte .Umgehung. Zu berücksichtigen ist dabei insbe-

'sondere, dass nicht der Grundstückseigentümer, sondern jeweils Dritte die.streit-

gegenständlichen Anlagen betreiben. Die Grundstückssituation und der Bebau-

ungsstand (zwei unterschiedlich gen.utzte Hallen) wurden nicht zum Zwecke der

Errichtung der Anlagen geschaffen, sondern beide Anlagen wurden der räumli-

chen und baulichen Situation ängepässt. Die jeweils vorhandenen Dachflächen

der Hallen wurden dabei vollständig ausgenutzt. Die Anlagen haben nicht die

gleiche Leistung und sind technisch völlig unabhängig voneinander.

(b) Zudem vertritt auch die Clearirigstelle EEG die Auffassung, dass die Frage,

ob ein Ausnahm.efall vorliegt, der es gebietet vom formellen Begriff des „Grund-

Stücks" im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG (2009) abzuweichen, anhand

der Kriterien zu bestimmen sei, aufgrund derer eine sonstige „unmittelbare räum-

liche Nähe".anzunehmen bzw.zu verneinen sei (aa0.). Diese Kriterien sind aber

- wie unter bb) noch auszuführen sein wird - hier nicht erfüllt.

bb) „Unmittelbare Nähe" im Sinne von §. 19 Abs. 1 Satz 1 Nr, 1 EEG.(2009)

(1) Der Senat teilt die Bedenken des Landgerichts, für den Begriff der räumlichen

Nähe allein eine bestimmte Entfernung - seien es nun 100 oder 500 Meter - als

ausschlaggebend anzusehen. Eine starre Entfernung würde' zwar zur Rechtssi-

cherheit beitragen, könnte auf der anderen Seite aber zu nicht tragbaren Ergeb-

mssen führen, wenn zwei Betreiber voneinander gänzlich unabhängig Anlagen

planen, errichten und betreiben und nur über die räumliche Situation zurAbrech-

nung verbunden werden. Bei völlig unabhängigen aber zeitnahen Planungen be-

stünde insbesondere die Gefahr, dass derjenige, der seine Anlage zuletzt in Be-
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ftrieb setzt, bei seiner Investitionsentscheidung die Planung der „Nachbaranlage"

noch nicht kannte. Die Höhe seiner Einspeisevergütung wäre bei nahezu zeit-

gleichen Planungen (nur) davon abhängig, wer von den benachbarten Betreibern

;.seine Anlage als erster in Betrieb setzen kann. Damit wäre die Einspeisevergü-

^tung auch zufallsabhängig, Z.B. wenn sich Bau und Inbetriebnahme einer Anlage

unvorhergesehen verzögern. Eine strenge räumliche Grenze würde nach Mei-:

nung des Senats überdies dem Zweck des § 19 EEG (2009) nicht gerecht wer-

; den. Die Vorschrift soll insbesondere eine Umgehung der für die Vergütungshöhe

geltenden Leistungsschwellen durch Aufteilung in kleinere Einheiten (sog. Anla-

gensplitting) verhindern (vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 50),-damit einem Rechtsmiss-

brauch entgegenwirken. .

(2) Der Senat schließt sich deshalb der Auffassung an, dass der Begriff der„un-

mittelbaren Nähe" eine wertende Gesamtbetrachtung unter Berücksichtigung des

Normzwecks,. nämlich eine Umgehung der Leistungsschwellen durch Anla-

gensplitting zu verhindern, gebietet. Dabei darf freilich'die räumliche Situation

(Lage und Abstand der Anlagen) nicht unberücksichtigt bleiben (vgl, auch OLG

Koblenz v, 17. Dezember 2015, 2 U 268/14, Rn. 29 -juris; Empfehlung der Clea-

ringstelle vom 14, April 2009. ab S. 37; eine abweichende Bewertung ergibt sich

auch nicht aus dem von der Beklagten herangezogenen Votum der Cleanngstelle

vom 27. Juli 2016, Anlage l).

Die Auffassung, dass eine, wertende. Gesamtbetrachtung geboten ist, wird auch

durch die Gesetzgebungsmateriaten gestützt. So wurde in der Gesetzesbegrün-

düng u.a. ausgeführt, dass Indizien für das Vorliegen einer „Nahe" im Sinne von

§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr 1 EEG beispielsweise gemeinsam genutzte technisch er-

förderliche Einrichtungen oder sonstige. Infrastruktureinrichtungen der Anlagen

sein sollen. Ohne solche direkten Verbindungen - so die Begründung weiter -

könne aber auch ein räumlicher Zusammenhang bestehen; dies sei in einer Ge-

samtbetrachtung des Emzelfalls und unter Berücksichtigung des Grundsatzes

von Treu und Glauben und des Normzwecks .zu ermitteln (vgL.BT-Drucksache

16/8148, S. 51),

(3) Hier liegen die beiden Anlagen zwar nicht weit - etwa 100 bis 150 Meter -

auseinander und sind sich damit räumlich nahe. Sie teilen aber keine für den Be-

trieb technisch erforderlichen Einrichtungen oder sonstige Infrastruktureinrichtun-
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gen. Die Anlagen verfügen unstreitig über separate Netzanschlüsse und speisen.

auch über unterschiedliche Verknüpfungspunkte in das Netz der Beklagten ein.

Eine sonstige räumliche Nähe könnte daher - nach dem Willen des Gesetzge-

bers, wie. er in die amtliche Begründung Eingang gefunden hat (s.o) - nur auf-

grund einer Gesamtschau aller Umstände des Einzelfalls bejaht werden.

Der Senat hält die von der Clearingstellß aufgeführten Kriterien (vgl. Empfehlung

vom 14. April 2009 aaO; Zusammenfassung im Urteil des Landgerichts S. 9) für

überzeugend. Gegen eine Umgehung der Vergütungsschwellen, damit gegen

eine räumliche Nähe im Sinne des § 19 Abs, 1 Nr. 1 Alt.1. EEG (2009) spricht

hier im Wesentlichen, dass . .

die Anlagen nicht zeitgleich geplant, errichtet und in Betrieb genommen

wurden und dem Bau jeweils unabhängige Investitionsentscheidungen zu

Grunde lagen, •

die Grundstücke nicht (willkürlich) in engem zeitlichen'Zusammenhang mit

der Errichtung der Anlagen geteilt wurden und auch nicht unmittelbar an-

einander grenzen,

beide PV auf jeweils glleinstehenden Gebäuden errichtet wurden (vgl, da-

zu insbesondere OLG Koblenz aaO), wobei die Gebäude schon vorhan-

den waren und ihre Dachflächen jeweils vollständig ausgenutzt wurden,

- die Leistungen der Anlagen erheblich verschieden sind und nicht jeweils

knapp unter einer Vergütungsschwelle liegen (vgl, dazu das Votum der

• Clearingstelle v, 27. Juli 2016, Anlage ),

di,e Anlagen nicht denselben Betreiber haben und über jeweils eigenstän-

dige technische Einrichtung verfügen,

die Anlagen weder über gemeinsames Betriebspersonal noch eine ge-

meinsame Abrechnungsstelle verfügen und

keine-Synergieeffekte erkennbar sind.

Für ein sog. Anlagensplitting spricht zwar insbesondere, dass ,

die Errichtung durch denselben Hersteller (einschließlich der Verwendung

der gleichen Module) zumindest zeitnah und in einer gewissen räumlichen

Nähe erfolgte, . •
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sich beide Anlagen auf den'Grundstücken ein. und desselben Eigentümers

befinden, und sich auch nach außen über die Einzäunung als eine einheit-

liche Gewerbefläche darstellen (die Flächen sind aber nur einheitlich um-

zäunt, wegen der zwischen ihnen verlaufenden Straße aber nicht vollstän-

dig eingezäunt).

-' die wirtschaftlichen Interessen aller (Grundstückseigentümer, Betreiber)

wohl miteinander verflochten sein dürften und auch •

die Klägerin und ihr Geschäftsführer (Betreiber der zweiten Anlage) ge-

sellschaftsrechtlich miteinander verbunden sind.

Trotz einer gewissen räumlichen Nähe (100 bis 150 m) sprechen die Indizien

nach Auffassung des Senats in einer Gesamtschau gegen ein sog. Anlagensplit-

fing. Insbesondere wurden die Grundstücke nicht für die Errichtung der PV par-

zelliert und bebaut, sondern die vorhandene Situation wurde genutzt, um eine

möglichst große Fläche Qeweils das gesamte Hallendach) für die Stromerzeu-

gung zu nutzen,

Dass es sich um Grundstücke ein und desselben Eigentümers handelt, spricht

nicht maßgeblich für eine „Nahe" im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG (2009), Die Be-

klagte kann sich in diesem Zusammenhang nicht mit Erfolg auf die Neuregelung

des § 24 EEG (2017), die nunmehr ausdrücklich eine Zusammenrechnung von

Anlagen auf „demselben Betriebsgelände" erfasst, berufen.

Aus der Neuregelung lässt sich zum e.inen nicht herleiten, däss dasselbe Be-

triebsgelände schon immer als „Unterfall der räumlichen Nähe" anzusehen ge-

Wesen Wäre. Die Gerichte haben eine selbständige Auslegung des § 19 EEG

(2009) vorzunehmen. Bei einer Ausfüllyng des Begriffs der räumlichen Nahe im

Sinne des § 19 EEG (2009) könnte aber der Umstand; dass ein Betriebsgelände

betroffen ist, nur als Indiz im Rahmen der gebotenen Gesamtwertung herange-

zogen werden. Die in der Begründung des Gesetzentwurfs vertretene Auffas-

sung, die Vorschrift habe lediglich klarstellenden Charakter, wäre für die Gerichte

nicht verbindlich (z.B. BVerfG, v. 17. Dezember 2013, 1 BvL 5/08, Rn. SOJuris).

Unabhängig davon wäre aber auch der Begriff „auf demselben Betriebsgelände"

auszulegen. Allein der Umstand, dass. mehrere gewerblich genutzte Flächen

demselben Eigentümer gehören, würde den Tatbestand nach-Auffassung des
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iSenats nicht ohne weiteres erfüllen. Die Eigentümerin der betroffenen Grundstü-

icke betreibt hier auf den Grundstücken selbst kein Gewerbe (sei es Produktion

loder Logistik),, sondern hat die Flächen Dritten, rechtlich selbständigen Unter-
/

Inehmen, zur Nutzung überlassen.

J2. Zur Einrede dQrVerjährung:

j Allerdings sind die Ansprüche der Klägerin auf Mehrvergütung teilweise verjährt,

t und zwar für den Zeitraum von Juni 2010 bis einschließlich November 2011.

ja) Zahlungsansprüche der Klägerin unterliegen der regelmäßigen Verjährung

J nach§195BGB.

l b) Die dreijährige Verjährungsfrist beginnt zum Schluss des Jahres, in dem der

j Anspruchs entstanden ist (§ 199 Abs. 1 BGB). Voraussetzung ist grundsätzlich

g die Fälligkeit des Anspruchs nach § 271 BGB (vgl. Nachw. bei' Pa-

j landt/Ellenberger, BGB, 76. Aufl, § 199 Rn3). • ' .

j Der Senat geht aufgrund der übereinstimmenden Angaben der Parteien im Beru-

j fungsverfahren (Sitzungsniederschrift v. 20. Juni 2017, S. 3 f.) davon aus, dass

die Beklagte .keine monatlichen Abschlage an Klägerin leistet,.sondern die aus

der'streitgegenständlichen PV eingespeiste Strömmenge zu Beginn des Folge-

? monats durch Fernablesung ermittelt und im Einvernehmen mit der Klägerin je-

weils monatlich zum 1.5. des Folgemonats abrechnet. Der Senat leitet aus der

von Anfang an verfolgten Abrßch.nungsweise eine. (zumindest konkludente).'an-

derweitige „Bestimmung" der Leistungszeit im' Sinne von § 271 Abs. 1 BGB her.

Ab dem 15. eines'jeden Folgemonats wird die Einspeisevergütung fällig und die

Klägerin berechtigt, sie von der Beklagten zu beanspruchen (§ 271 Abs. 2 ZPO).

aa) Die Vergütungsansprüche der Kiägerin für die Monate Juni bis November

2010, wurden damit jeweils noch im Jahr 2010 fällig, ä.h. die Verjähry.ngsfrist

begann mit Ablauf des Jahres 2010 zu laufen. Die dreijährige Verj'ährungsfrist

hätte, wenn vor Klageerhebung keine Hemmung eingetreten wäre, mit Ablauf

des 31. Dezember 2013 geendet. .

bb) Die Vergütung für Dezember 2010 wurde erst am 15. Januar 2011 fällig, die

Verjährungsfrist begann erst zum Ablauf des Jahres 2011. Ebenfalls zum Ablauf
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;des Jahres 2011 begann auch die Verjährung von Ansprüchen der Klägerin für

sciie Monate Januar bis einschließlich November 2011 zu laufen.

JDie Verjährungsfrist hätte, wenn vor Klageerhebung keine Hemmung eingetreten

jwäre, für die Ansprüche auf Einspeisevergütung von Dezember 2010 bis No-

Ivember 2011 mit Ablauf des 31. Dezember 2014 geendet.

Jec) Der Vergütungsanspruch der Klägerin für Dezember 2011 wurde aber erst

J am 15. Januar 2012 fällig, die Verjährungsfrist begann daher mit Ablauf des Jah-

? res 2012 zu laufen und endete frühestens mit Ablauf des Jahres 2015. Die Ver-

''• jährung wurde - ohne dass es auf zwischenzeitliche Verhandlungen der Parteien

;- ankäme - durch Einreichung der Ktageschrift am 22. Dezember 2015 rechtzeitig

l nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB,, § 167 ZPO gehemmt.

j dd) Die (nicht verjährten) Vergütungsansprüche der Klägerin für die Jahre 2012

j bis 2014 werden von der Verjahrungseinrede der Beklagten schon nicht erfasst.
a ; . • .

l c) Die Klägerin kann sich bezüglich ihrer Vergüfungsansprüche für Juni 2010 bis

November 2011 auch nicht erfolgreiph auf eine Hemmung der Verjährung auf

Grund von Verhandlungen (§ 203 BGB) der Parteien berufen.

Die Verjährung der Ansprüche wurde zwar durch Verhandlungen der Parteien

vorübergehend gehemmt, diese Hemmung endete aber spätestens mit Ablauf

des Juni 2011 und konnte daher den Eintritt der Verjährung nicht .hindern,

aa) Die Kiägerin beruft sich .darauf, dass ab 28, September 2010 die „Diskussion"

der Parteien über die Höhe der Vergütung begonnen habe und das Verhandeln

„bis heute" nicht abgeschlossen sei.-Sie stützt sich hierzu auf den geführten

Schriftwechsel der Parteien (Anlager ^.

bb) Der Schriftverkehr bestätigt, dass die Parteien Verhandlungen im Sinne von

§ 203 BGB führten. Die Klägerin beanstandete mit Schreiben vom 28. September

2010 die Höhe der Vergütung und bat um Neuberechnung (Anlage ). 2u-

mindest mit E-Mail vom 11. April 2011 teilte die Beklagte mit, dass sie die Ange-

legenheit (nach Ostern) noch mit ihrer Rechtsabteilung klären wolle .(Anlage

';. Der Begriff der Verhandlung ist weit zu verstehen. Hierfür'genügen bereits

Erklärungen, die den Gläubiger berechtigterweise annehmen lassen, dass der

Schuldner sich auf eine Erörterung über die Berechtigung des Anspruchs ein-
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. lässt. Eine Vergleichsb.ereitschaft oder eine Bereitschaft zum Entgegenkommen

ist nicht erforderlich. Ebenso reicht jeder Meinungsaustaüsch über dön Anspruch

aus, wenn nicht sofort erkennbar die Verhandlung in jeder Hinsicht abgelehnt

wird (vgl. Nachw. bei BeckOK/Bamberger/Roth/Spindler, BGB, 42. Edition, § 203

Rn.4).. . ' •

In der Mitteilung der Beklagten kam zum Ausdruck, dass sie die Verhandlungen

jedenfalls nicht in jeder Hinsicht ablehnte. Die Beklagte ließ sich vielmehr auf

Verhandlungen.ein, zumindest stellte sie in Aussicht, die streitige Frage mit ihrer

Rechtsabteilung noch einmal klären zu wollen (Anlage '\

cc) Die Hemmung endete jedoch spätestens mit Ablauf des Juni 2011. Die Be-

klagte teilte nämlich schon am 17. Mai 2011 mit, dass sie nach „nochmaliger Prü-

fung" an ihrer Auffassung festhalte und schlug der Klägerin vor, die Sache vor die •

Clearingstelle zu bringen (Anlage !\ Die parteiinternen Gespräche über die

Höhe der Einspeisevergütung beendete die Beklagte damit endgültig: Die Kläge-

rin konnte nicht erwarten, dass sich die Beklagte - zumal nach erneuter Prüfung

durch die Rechtsabteilung -. noch auf ihren Rechtsstandpunkt einlassen werde.

Ab Zugang der Nachricht am 17. Mai 2011 mag die Beklagte-noch die Möglich-

keit von Verhandlungen über die Art und Weise, wie die streitige Sachfrage nun
}

geklärt werden soll, offen gelassen haben. Sie hat hierzu zumindest noch einen

Vorschlag (Anrufung. der Clearingstelle) unterbreitet. Die Hemmung wird jeden-

falls erst dann beendet, wenn eine der Parteien eindeutig zu erkennen gibt.dass'

/ce/ne weiteren Verhandlungen mehr stattfinden. .

Diese (möglichen) Gespräche.über die weitere Vorgehensweise wurden aber auf

. die Nachricht der Beklagten vom 17. Mai 2011 von der Klägerin niöht aufgenom-,

men, die Verhandlungen schliefen vielmehr ein. Die Beklagte konnte erwarten,

dass die Klägerin - wenn sie die weitere Vorgehensweise überhaupt noch .mir ihr

abstimmen wollte - innerhalb einer angemessenen Zeitspanne wieder auf sie

zukommen würde. Bleibt der Gläubiger untätig („Einschlafen lassen"), gelten die

Verhandlungen als beendet ab dem Zeitpunkt, an dem nach Treu und Glauben

eine Antwort auf die letzte Stellungnahme des Schuldners spätestens zu erwar-

ten gewesen wäre .(vgl. Nachweise bei BeckOK/Bamberger/Roth/Spindler aaO

Rn.7).- • . •
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Aus Sicht der Beklagten war der Klägerin zwar noch eine angemessene Ze'rt-

spanne zuzubilligen, in der sie sich, rechtlich beraten, eine Meinung darüber bil-

det, ob sie die Clearingstelle anruft oder einen anderen Lösungsweg sucht. Die

Beklagte durfte aber erwarten, dass sich die Klägerin innerhalb weniger Wochen,

spätestens bis Ablauf des Juni 2011, wieder bei ihr melde. Dass die Klägerin

zumindest die Gespräche über die weitere Vorgehensweise aufgenommen hätte,

wird von ihr nicht - jedenfalls nicht substanziiert -' dargelegt. Die Klägerin be-

hauptet für den Zeitraum ab Zugang der Nachricht vom 17. Mai 2011 nur pau-

schal, dass weitere Gespräche geführt worden seien. Dies ist im Hinblick'auf das

Bestreiten der Beklagten kein ausreichend substanziierter, einlassungsfähiger

Vortrag für Gespräche über Sach- oder Verfahrensfragen.
t

d) §' 203 S. 2 BGB ist hier nicht einschlägig, weil die Verjährungsfrist nach Ende,

der Verhandlungen ohnehin noch länger als 3 Monate lief.

e) Auch wenn man zu Gunsten der Klägerin annimmt, es seien schon ab Sep-

tember 2010 Verhandlungen geführt worden, wäre die mit Ablauf des .Jahres

2010 beginnende Verjährungsfrist nur noch um 6 Monate bis 30. Juni 2011 ge-

hemmt gewesen. Sie endete daher mit Ablauf des 30. Juni 2014,

Die erst mit Ablauf des Jahres 2011 beginnende Verjährüng der Ansprüche für

Dezember 2010 bis November 2011 wurde durch die davor stattgefundenen

Verhandlungen der Parteien ohnehin nicht mehr berührt und endete mit Ablauf

des Jahres 2014. •

f) Zwar berief sich die Klägerin mit Schriftsatz vom 3. Mai 2017 neu darauf, dass

die Parteien ab 19. .Oktober 2015 (vor Klageeinreichung) noch einmal verhandel-

ten. Die Ansprüche der Klägerin für Juni 2010 bis November 201 1 waren zu die-

sem Zeitpunkt aber - wie ausgeführt: - bereits verjährt, '

.Die Wiederaufnähme abgebrochener Verhandlungen führt auch nicht zu einer

auf den Beginn der Verhandlungen rücKwirkenden Hemmung der Verjährung

(BGH, Urteil vom 15. Dezember 2016-IX ZR 58/16, Rn 23,-juris).

g) Auch die Einreichung der Klage am 22. Dezember 2015 war nicht mehr geeig-

net, den Lauf der Verjährung.der Ansprüche für Juni 2010 bis November 2011 zu

hemmen.
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h) Die Klägerin kann daher ihre Vergütungsansprüche für Juni 2010 bis ein-

schließlich November 2011 nicht mehr durchsetzen.

Verjährt sind die Ansprüche der Klägerin in Höhe von t € zzgl. MwSt.

(' ' €) für Juni bis Dezember 2010. Von der Einspeisevergütung für das

Jahr 2011 kann die Klägerin nur noch ihre Förderung für Dezember in Höhe von

€ zzgl. MwSt. durchsetzen; In Höhe von e .zzgl. MwSt.

! €) ist ihr Anspruch hingegen ebenfalls verjährt.

3. Das Urteil des Landgerichts war schließlich teilweise im Zinsausspruch abzu-

ändern; Das Landgericht sprach der Klägerin Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunk-

. ten über dem Basiszinssatz zu. Allerdings hatte die Kfägerin einen entsprechen-

den Verzugsschaden nicht schlüssig dargelegt, so dass sie nur die gesetzlichen

Verzugszinsen nach § 288 Abs. 2 BGB (in der von Dezember 2011 bis Dezem-

ber 2014 anzuwendenden Fassung) von 8 Prozentpunkten über dem Basiszins-

satz beanspruchen kann. ' • ;

Zwar sieht § 288 Abs. 2 BGB seit dem Inkrafttreten des 'Gesetzes zur Bekämp-

fung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr und zur Änderung des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes vom 22. Juli 2014 die geltend gemachten Zinsen in Hö-

he von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz vor. Nach Art 229 § 34 EG-

BGB gilt § 288 BGB aber in der seit dem 29. Juli 2014 geltenden Fassung nur

für Schuldverhäitnisse,.die nach dem 28. Juli 2014 entstanden sind. Für ein vor-

her entstandenes Dauerschuldverhgltnis ist die Neuregelung anzuwenden, so-

weit die Gegenleistung nach dem 30. Juni 2016 erbracht wird.

Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 91 Abs. 1 Satz 1, § 92 Abs. 1, § 97

Abs. 1 ZPO.

y Die Entscheidung zur vorläufigen Vollsfreckbarkeit ergibt sich aus § 708 Nr. 10,

§§711, 713 ZPO. ,
ä ' •• • ' ! • • ' .

Gründe, für die Zulassung der Revision (543 Abs. 2 ZPO) liegen nicht vor. Die

^ Rechtssache hat weder grundsätzliche Bedeutung noch ist eine Entscheidung.
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des Bundesgerichtshofs zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer

'einheitlichen.Rechtsprechung geboten. Es entspricht der ganz einhelligen (auch

von den Gesetzesmaterialen gestützten) Auffassung in der Rechtsprechung,

dass die Einengung des Begriffs „sonst in unmittelbarer Nähe" auf einen be-

stimmten Abstand dem mit § 19 EEG (2009) verfolgten Anliegen des Gesetz-

gebers nicht gerecht wird. Bei der vom Senat vorgenommenen Gesamtwürdi-

gung aller Umstände handelt es sich um eine typische Einzelfallentscheidung,

die maßgeblich von den konkreten örtlichen Verhältnissen, aber auch von der

konkreten Planung, Ausführung und dem Betrieb der streitgegenständlichen

Photovoltaikanlage abhängig ist. •

Vorsitzender Richter Richterin Richterin
am Oberlandesgericht am Oberlandesgericht . am Oberlandesgericht

Verkündetem 1.8. Juli 2017

Justizynö^stoiito • •

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Für die Ricntigf«3ii aei Äöscnnft lAi.-Xichn.ing^.

Imberg, den -j 9, JUL! 20(7

Der U.rkundsbean-rte
^äf+sstei!© des Oberlandesgepchls


